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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Ergebnissen des Europäischen 
Rates von Brüssel (20. und 21. März 2003

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Brüssel vom 20. und 
21. März 2003,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Lissabon vom 23. und 
24. März 2000, der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Göteborg vom 
15. und 16. Juni 2001, der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Barcelona 
vom 15. und 16. März 2002 sowie der Schlussfolgerungen vom 16. September 2002 zum 
Ergebnis des Weltgipfels über die nachhaltige Entwicklung,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Februar 2003 zur Vorbereitung des 
diesjährigen Frühjahrsgipfels,

A. in der Erwägung, dass das dritte jährliche Frühjahrstreffen die Richtung für die 
wirtschafts-, sozial- und umweltpolitischen Maßnahmen der Union vorgeben sollte, um 
die Ziele der Strategie von Lissabon zu erreichen, sowie in der Erwägung, dass dieser Rat 
unter besonders schwierigen politischen Umständen stattfand,

Allgemeine Bemerkungen

1. unterstreicht, dass sich die ohnehin schwache Aussicht auf wirtschaftliche Entwicklung 
und Beschäftigung durch den von den Vereinigten Staaten mit Unterstützung einiger 
anderer Länder, darunter auch EU-Mitgliedstaaten, gegen den Irak geführten Krieg noch 
weiter verschlechtert hat;

2. fordert die Staats- und Regierungschefs auf, die Minister, die in den jeweiligen Räten zur 
Entscheidungsfindung zusammentreten, anzuweisen, wichtige Themen aus rein nationalen 
Interessen aufzugeben und das gemeinsame Interesse Europas in den Mittelpunkt zu 
stellen;

3. verurteilt in diesem Zusammenhang nachdrücklich das Vorgehen des italienischen 
Ministerpräsidenten Berlusconi, der einen unakzeptablen Kuhhandel bei Themen, die in 
keinerlei Zusammenhang stehen (Besteuerung gegen Milchquoten), angezettelt und den 
Vorschlag für eine Besteuerung von Energie dadurch nahezu zu Fall gebracht hat; erinnert 
daran, dass solche Erpressungsversuche nur möglich sind, weil im Rat Einstimmigkeit 
gefordert ist; verurteilt die Tatsache, dass Italien weiterhin die lang erwartete Richtlinie 
über die Besteuerung von Sparguthaben blockiert; dringt deshalb darauf, dass die 
Einstimmigkeit in Steuerfragen im Rat durch Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit bei 
Mitentscheidung des Parlaments abgelöst wird;
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4. bedauert die Tatsache, dass viele der kurzfristigen „Aktionen“, die in den 
Schlussfolgerungen des Rates aufgelistet werden, lediglich in der Bekräftigung der Ziele 
von Lissabon sowie in der Aufforderung bestehen, die bestehenden Initiativen zu 
beschleunigen oder neue Dokumente vorzulegen;

5. fordert den Rat nachdrücklich auf, bei den Frühjahrsgipfeltreffen dem für die Umwelt 
relevanten Pfeiler der nachhaltigen Entwicklung gleiches Gewicht wie den Pfeilern 
Wirtschaft und Gesellschaft beizumessen, um neue Impulse zu geben; bedauert, dass es 
dem Europäischen Rat bislang nicht gelungen ist, die nachhaltige Entwicklung zum 
überragenden Aspekt der künftigen Frühjahrsgipfeltreffen zu machen; 

Wirtschaftspolitik

6. stimmt mit dem Rat darin überein, dass die Förderung des nachhaltigen Wachstums, die 
Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen und die Modernisierung des 
europäischen Sozialmodells weiterhin unangefochten ganz oben auf der Agenda der 
Union stehen müssen; stellt jedoch fest, dass eine Einigung über die allgemeinen Ziele 
nicht ausreicht und durch Vereinbarungen über die angemessenen Instrumente zur 
Erreichung dieser Ziele ergänzt werden muss;

7. ist besorgt über die wirtschaftlichen Aussichten der Weltwirtschaft und insbesondere der 
europäischen Wirtschaft; bedauert deshalb, dass es auf dem Frühjahrsgipfel nicht 
gelungen ist, grünes Licht für die flexible Anwendung des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes zu geben, mit dem Ziel, Investitionen in Bereiche zu verstärken, die die 
Wachstumsrate in der Europäischen Union entscheidend verbessern könnten, 
einschließlich Investitionen in Bildung und Fortbildung;

8. hält die Einigung im Bereich der Besteuerung von Energieerzeugnissen für einen späten 
und zögerlichen Schritt in die richtige Richtung; kritisiert jedoch, dass einige 
Mitgliedstaaten versucht haben, die Interessen bestimmter nationaler Unternehmen über 
das gemeinsame Interesse zu stellen; wiederholt seine Ansicht, dass gemeinsame Systeme 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen notwendig sind, um einen schädlichen 
Steuerwettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zu Lasten der Umwelt zu vermeiden;

9. fordert den Rat mit Nachdruck auf, aus seiner eigenen Analyse die entschlossene 
Schlussfolgerung zu ziehen, dass durch forcierte Maßnahmen im Bereich der Umwelt 
entscheidender Einfluss auf Innovationen genommen werden kann und dass Umweltziele 
als Katalysatoren für Innovation und Modernisierung in Schlüsselsektoren wie Energie 
und Transport funktionieren und neue Investitionen und Beschäftigung fördern;

Ausbau der Wissensgesellschaft

10. stellt mit Zufriedenheit fest, dass das Ziel von Barcelona, 3% des Brutto-Inlandsprodukts 
(BIP) für die Forschung und Entwicklung auszugeben, auf fruchtbaren Boden gefallen ist; 
erinnert daran, wie wichtig die Grundlagenforschung ist, die den Sockel der für die 
Innovation unbedingt notwendigen wissenschaftlichen Kenntnisse bildet, und 
unterstreicht, dass die Aufstockung der entsprechenden Mittel mit Blick auf eine 
nachhaltige Entwicklung und Umweltschutz erfolgen muss;
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11. bedauert, dass der Rat und die Kommission die Absicht haben, die Anwendung von 
Forschung und Entwicklung im Bereich der Verteidigung und der Sicherheit zu prüfen; ist 
der Auffassung, dass die mögliche Schaffung einer auf zwischenstaatlicher Ebene 
angesiedelten Agentur für die Entwicklung von Verteidigungskapazitäten jeglicher 
Rechtsgrundlage entbehrt; ist bereits jetzt der Auffassung, dass die Kommission Artikel 
28 EUV umgeht, wonach „Ausgaben aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder 
verteidigungspolitischen Bezügen“ nicht aus dem Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften bestritten werden dürfen, und fordert, dass das Parlament an einem 
solchen Verfahren umfassend beteiligt wird; 

12. unterstreicht, dass der urheberrechtliche Schutz von Software wichtig ist, insbesondere für 
die KMU, um die Verwirklichung der Wissensgesellschaft zu beschleunigen und die Ziele 
von Lissabon zu erreichen;

13. begrüßt die Annahme des Gemeinschaftspatents und schlägt vor, sich bei dieser 
Gelegenheit auch mit der Reform der Arbeitsweise des Europäischen Patentamtes zu 
befassen, um zu gewährleisten, dass es bei der Ausübung seiner Tätigkeit der 
Öffentlichkeit gegenüber zur Rechenschaft verpflichtet ist, wie es das EP in seiner 
Entschließung gefordert hat, die am 8.12.2000 im Amtsblatt veröffentlicht wurde;

14. unterstützt entschlossen die Absicht der Kommission, die gemeinsame Nutzung der 3G-
Infrastrukturen (Mobiltelephonie der 3. Generation) aus wirtschafts-, gesundheits- und 
umweltpolitischen Gründen zu fördern; betont nachdrücklich die Bedeutung einer 
unabhängigen wissenschaftlichen Erforschung der Einflüsse elektromagnetischer Wellen 
auf die Gesundheit und demokratischer Regeln für die Genehmigung zur Aufstellung von 
Relaisantennen unter Beachtung des Vorsorgeprinzips gemäß EU-Vertrag und im 
Bemühen um einen Dialog mit den betroffenen Anwohnern;

Modernisierung des europäischen Sozialmodells

15. fordert den Rat auf, praktische Schlussfolgerungen aus seiner Erkenntnis zu ziehen, dass 
Vollbeschäftigung auch weiterhin ein wesentliches Ziel der Union sein muss; nimmt 
wohlwollend zur Kenntnis, dass der Rat die Kommission aufgefordert hat, beim nächsten 
Frühjahrsgipfel einen Bericht über die Verbesserung des allgemeinen Umfelds für 
Maßnahmen über den Sozialschutz vorzulegen;

16. kritisiert, dass die Kürzung der Durchschnittsarbeitszeit in den Empfehlungen zur 
Verringerung der Arbeitslosigkeit überhaupt nicht in Erwägung gezogen wurde; erinnert 
daran, dass es nicht gelingen wird, Menschen durch eine Reform der Steuervorteile dazu 
zu bewegen, sich um Arbeit zu bemühen, wie es in den Schlussfolgerungen des Rates 
vorgeschlagen wurde, wenn gar keine Arbeitsplätze vorhanden sind;

17. erinnert den Rat daran, dass die Qualität der Beschäftigung Teil der 
Beschäftigungsstrategie der Union ist, und wiederholt seine Forderung, dass mit 
Arbeitsmarktreformen ein Gleichgewicht zwischen Flexibilität und Sicherheit angestrebt 
werden muss;
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18. bezweifelt, ob die neugeschaffene Europäische Task Force für Beschäftigung (unter dem 
designierten Vorsitzenden Wim Kok), die parallel zu dem gemäß Artikel 130 EGV 
eingerichteten Beschäftigungsausschuss agieren wird, überhaupt notwendig und in der 
Lage ist, die zögernde Haltung der betroffenen Minister, adäquate Maßnahmen 
durchzusetzen, zu überwinden;

19. ist enttäuscht, dass der Europäische Rat keine klare politische Leitlinie für die 
Gewährleistung qualitativ hochwertiger Dienste von allgemeinem Interesse als Teil der 
Union vorgegeben hat; 

Die umweltpolitische Dimension der Nachhaltigkeit

20. teilt die Bedenken des Rates angesichts der Tatsache, dass es der Union bislang noch nicht 
gelungen ist, das Wirtschaftswachstum von der Schädigung der Umwelt und dem 
Ressourcenverbrauch abzukoppeln; bedauert die langsamen Fortschritte in den 
Mitgliedstaaten in Bezug auf die Erreichung der Ziele des Protokolls von Kyoto sowie die 
Tatsache, dass in Bezug auf die Energieeffizienz überhaupt keine Ziele festgelegt wurden;

21. unterstützt nachdrücklich die Forderung des Europäischen Rates, dass auch die anderen 
Vertragsparteien, insbesondere die Russische Föderation, das Protokoll von Kyoto sobald 
wie möglich ratifizieren, damit es in Kraft treten kann, und begrüßt die Tatsache, dass eine 
EP-Sonderdelegation der Duma demnächst einen Besuch abstatten wird, um diese Frage 
zu erörtern;

22. ist überzeugt, dass eine umfassende Strategie für die nachhaltige Entwicklung die 
wichtige Rolle der Energieeffizienz und der Nachfragepolitik beleuchten müsste, wenn es 
um die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft geht; dringt deshalb mit 
Nachdruck darauf, einen Indikator für den Energieverbrauch in die Liste der allgemeinen 
Wirtschaftsindikatoren aufzunehmen und ein Ziel „Energieintensität“ in die Liste der 
Hauptziele von Lissabon einzufügen;

23. glaubt, dass die von der Kommission entwickelten und in die Liste der Strukturindikatoren 
aufgenommenen Umweltindikatoren lediglich ein Ausgangspunkt für die weitere 
Bewertung der nachhaltigen Entwicklung sein können, dass diese Liste jedoch weiter 
ausgearbeitet und entwickelt werden muss, insbesondere im Bereich der Artenvielfalt und 
des Ressourcenverbrauchs;

24. gibt seiner festen Überzeugung Ausdruck, dass eine erfolgreiche Strategie für die 
nachhaltige Entwicklung mit ihren Komponenten Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik 
eher mehr als weniger Europa auf der festen Basis des Subsidiaritätsprinzips erfordert und 
bessere statt weniger Regulierung auf der Grundlage demokratisches Regierens;

25. bedauert, dass der Rat nicht klar erläutert hat, wie sich seine erklärte Bereitschaft, bei der 
Förderung der nachhaltigen Entwicklung weltweit die Führung zu übernehmen, in 
außenpolitische Maßnahmen umsetzen lässt; gibt seiner Unzufriedenheit darüber 
Ausdruck, dass auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung (WSSD) keine Einigung 
über das Ziel, in OECD-Ländern mindestens 10% und in anderen Ländern mindestens 5% 
neuer erneuerbarer Energiequellen zu nutzen, erzielt werden konnte, und fordert deshalb, 
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dass die EU alle denkbaren Anstrengungen unternimmt, um bei den bevorstehenden 
internationalen Konferenzen weiterhin Druck auszuüben, damit diese Ziele verabschiedet 
werden; fordert nachdrücklich, dass alle Abkommen und Investitionen, bei denen EU-
Mittel in Entwicklungsländern im Spiel sind, den Kriterien von Marrakesch entsprechen 
und der Verantwortung der EU gerecht werden, was die externe Dimension der 
nachhaltigen Entwicklung anbelangt;

26. begrüßt den Vorschlag des Europäischen Rates, das Energieprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) dadurch aufzuwerten, dass es in eine UN-Fachorganisation 
umgewandelt wird, um die Einbeziehung von Umweltbelangen in die Regierungsarbeit zu 
stärken, insbesondere bei handels- und umweltbezogenen Fragen;

Erweiterung

27. bedauert, dass der Europäische Rat dem Antrag des Parlaments auf Änderung von Artikel 
32 der Beitrittsakte und deren Anhang XV nicht stattgegeben hat; weist darauf hin, dass 
Artikel 32 und Anhang XV eine Abweichung vom EG-Vertrag sowie einen Verstoß gegen 
die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 6. Mai 1999 darstellen und haushaltspolitisch zu 
einer Ungleichheit zwischen den derzeitigen und den neuen Mitgliedstaaten führen;

Zypern

28. bedauert das Scheitern der Gespräche in Zypern unter Federführung der UN, mit denen 
die Teilung der Insel überwunden werden sollte; fordert den UN-Generalsekretär dringend 
auf, seine Bemühungen unvermindert fortzusetzen, um eine umfassende Beilegung des 
Konflikts anzustreben, und fordert den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
den notwendigen Druck auf beide Seiten aufrechtzuerhalten und konkret diejenigen Kräfte 
auf beiden Seiten zu unterstützen, die sich ernsthaft um die Wiedervereinigung von 
Zypern bemühen;

Serbien und Montenegro

29. verurteilt schärfstens die Ermordung des serbischen Premierministers Zoran Djindjić und 
spricht seiner Familie und dem serbischen Volk sein Beileid aus; fordert die Regierungen 
Serbiens und Montenegros nachdrücklich auf, die Reformen im gleichen Tempo 
fortzuführen und alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die demokratischen 
Institutionen zu stärken und das organisierte Verbrechen und die Korruption zu 
bekämpfen; fordert den Rat und die Kommission auf, Serbien und Montenegro 
beizustehen, um ihnen bei der Annäherung an die EU behilflich zu sein und eine führende 
Rolle im Stabilisierungs- und Beitrittsprozess zu spielen;

30. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten und Beitrittsländern sowie den Sozialpartnern zu 
übermitteln.


